
Eltern sollen über die Gesamtschuldependance entscheiden - nicht das Erzbistum Köln

GRÜNE fordern Rücknahme der Klage
Die Fraktion Bündnis 90 Die Grünen im Stadtrat hat keinen Zweifel daran, dass die am 14. Januar 2014 beim Schulträger eingegangene Genehmigung der Bezirksregierung zur Errichtung einer Dependance der Gesamtschule Königswinter in Bad Honnef rechtskonform ist.  
Das Erzbistum Köln hatte erst kurz vor Weihnachten in einer Stellungnahme Bedenken gegenüber der Rechtsmäßigkeit der Gesamtschuldependance genannt. Die Bedenken wurde von der Bezirksregierung in allen Punkten widerlegt. Die Einreichung der Klage des Erzbistums Köln gegen die Errichtung der Gesamtschuldependance zwei Tage vor dem ersten Anmeldetermin ist unseres Erachtens nicht nur eine Missachtung des Elternwillens, sondern auch gegen die Entwicklung einer attraktiven, zukunftssicheren Schullandschaft in unserer Region gerichtet. Die vom Erzbistum eingereichte Klage kann dazu beitragen, das Ansehen der Realschule Sankt Joseph mit ihren attraktiven Gebäuden und Außenanlagen zu beschädigen und die Distanz der Menschen in der Region zu den Entscheidungsträgen im Erzbistum Köln zu vergrößern. Mit Blick auf den sukzessiven Rückzug der katholischen Kirche als Träger von Kindergärten halten wir es trotz der getätigten Investitionen nicht für ausgeschlossen, dass das Erzbistum Köln mittelfristig einen Rückzug als Schulträger vorbereitet.

Die erforderlichen 50 Anmeldungen aus Bad Honnef und Königswinter für die Gesamtschuldependance werden nach bisherigen Erfahrungen erreicht. Hierfür sprechen, der durch Befragungsergebnisse dokumentierte Elternwille, die über 170 Anmeldungen an der Gesamtschule  Königswinter in letzten Jahr (erforderlich waren 100) und die von der Bezirksregierung verlangte Reduzierung der Sechszügigkeit am Standort Oberpleis auf fünf Züge in diesem Jahr.
Wir sind überzeugt, dass sich Schülerinnen, Schüler und Eltern nach jahrelangen engagierten Einsatz für ein Gesamtschulangebot in Bad Honnef ihren Erfolg nicht nehmen lassen und sich auch durch die eingereichte Klage – von einigen Eltern als Störfeuer bezeichnet - nicht beeinflussen lassen.  

In Bad Honnef können noch Anmeldungen zur Gesamtschule am Diensttag, den 11.2. von 9 bis 13 Uhr, und am Donnerstag, den 13.2. von 14 -16 Uhr, erfolgen (Informationen unter 02244 93 43 40 und www.gesamtschule-oberpleis.de). Über die Aufnahme entscheidet die Schulleitung. 
Mit der Gesamtschuldependance entsteht keine zusätzliche Schule. Damit wird in Bad Honnef auch die Kapazität der weiterführenden Schulen in der Sekundarstufe I (5. Bis 10. Klasse) nicht erweitert. Aus der heutigen zweizügigen Hauptschule wird eine zweizügige Gesamtschuldependance in kommunaler Trägerschaft, die Schülerinnen und Schüler mit unterschiedlichen Eingangsvoraussetzungen unabhängig vom Elterneinkommen und der Religionszugehörigkeit aufnimmt. Die Gesamtschuldependance bietet auch den Schülerinnen und Schülern eine Alternative, die sonst zur Realschule Plus in Unkel oder zu einer anderen Schule in den Nachbarstädten pendeln müssten. Neu ist nur die Schulform Gesamtschule, die nach den aktuellen Schulentwicklungsplänen auch unter Berücksichtigung der demographischen Entwicklung auf steigende Nachfrage trifft. 
.
Eine Existenzgefährdung der Realschule Sankt Joseph durch eine Gesamtschuldependance, die das Erzbistum sieht, ist nach dem aktuellen Schulentwicklungsplan nicht gegeben. Sie wäre aus unserer Sicht auch eher hausgemacht. So wurden z. B. die Dreizügigkeit trotz bestehender Nachfrage und Subventionierung durch die Stadt aufgegeben, Optionen zur Änderung der Schulform mit einem attraktiven Ganztagsangebot nicht genutzt und die Religionszugehörigkeit als ein relevantes Aufnahmekriterium beibehalten. 
Vieles spricht für die beiden Gesamtschul-Teilstandorte in Oberpleis und Bad Honnef. 

In beiden Siebengebirgsstädten ist sie die einzige Ganztagsschule in kommunaler Trägerschaft. Insbesondere berufstätige Eltern legen Wert auf ein zuverlässiges Ganztagsangebot, das Vollzeitbeschäftigung ermöglicht und für alle finanzierbar ist. Die Gesamtschule bietet auch gute Voraussetzungen für die Umsetzung der Inklusion, da sie in der Errichtungsphase berücksichtigt wird. Im Vergleich zum Gymnasium besteht auch eine günstigere Lehrer-Schülerrelation.

Die Gesamtschule mit den beiden Teilstandorten  vergrößert die Chancen zur Erreichung individueller Bildungsziele. Sie ermöglichen längere gemeinsame Lernzeiten und setzt auf ein differenziertes Angebot mit individueller Förderung. Sie bieten mit der Sekundarstufe II in Oberpleis alle Bildungsabschlüsse vom Hauptschulabschluss bis zur Hochschulreife an, mit Abitur nach 9 Jahren. Damit bestehen relativ gute Voraussetzungen die Entscheidung über den Bildungsweg der Kinder später zu treffen. 
Vom Teilstandort der Gesamtschule in Bad Honnef (nur Sekundarstufe I) profitiert auch der Schulstandort Oberpleis, der durch Schülerinnen und Schülern aus Bad Honnef ein breiter gefächertes Angebot in der Sekundarstufe II realisieren kann. Die beiden Teilstandorte bieten Schülerinnen und Schülern aus den Ortsteilen im Berg- und Talbereich von Königswinter und Bad Honnef die Möglichkeit, den kürzesten Schulweg bzw. das jeweils beste ÖPNV-Angebot zu nutzen. 
Die Gesamtschule mit den beiden Teilstandorten fördert auch das Image des Siebengebirges als familienfreundliche, moderne Region, was zunehmende Bedeutung für die Wohnortwahl junger Familien, die Entwicklung bestehender Unternehmen und die Stadtortentscheidung von Investoren gewinnt. 

Die Grünen fordern daher das Erzbistum Köln auf, die Klage zurückzuziehen und sich damit nicht weiter gegen ein bedarfsgerechtes Bildungsangebot in Bad Honnef zu stellen, den Elternwillen und veränderte Anforderungen zu akzeptieren und den Blick auf eine attraktive Gestaltung der Schullandschaft in den Siebengebirgskommunen zu richten.
Klaus Wegner

Fraktion Bündnis90 Die Grünen im Stadtrat Bad Honnef 

Mitglied im gemeinsamen Unterausschuss „Entwicklung der Schullandschaft in Königswinter und Bad Honnef“

